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Kleine Anfrage
Klaus Herrmann (AfD) und Dirk Gaw (AfD) vom 23.02.2023

Verschiarfung des Waffenrechts — Teil 11 -

Ausweitung der waffenrechtlich relevanten Informationserhebung,
medizinisch-psychologisches Zeugnis und differenzierende Erfassung von Straftaten
mit ,,legalen® und ,,illegalen*“ Waffen

und

Antwort
Minister des Innern und fiir Sport

Vorbemerkung Fragesteller:

Im Zusammenhang der ,Hanauer Ereignisse“ von 2020 und der ,Razzien“ und Ermittlungsverfahren gegen
sog. Reichsbiirger beabsichtigt die Bundesinnenministerin eine weitere allgemeine Verscharfung des Waffen-
rechts. Inzwischen liegt auch ein Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat vom
9. Januar 2023 vor. Vorgesehen sind besonders eine erhebliche Ausweitung der waffenrechtlich relevanten
Informationserhebung sowie die Pflicht zur Vorlage eines medizinisch-psychologischen Zeugnisses bei
Erstantragstellung auf Erteilung einer waffenrechtlichen Erlaubnis.

In der Rhein-Main-Zeitung vom 17. Januar 2023 hat sich das Hessische Innenministerium zu der in diesem
Zusammenhang hiufig, auch bereits im Landtag gestellten Frage geduBert, wie viele Straftaten in Hessen mit
legal erworbenen, gefiihrten und besessenen Waffen begangen wiirden und wie viele mit illegal genutzten
Waften. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), so das Innenministerium, erfasse nur, ob bei ,,Begehung einer
Straftat eine Schusswaffe verwendet“ werde. Nicht differenziert und erfasst werde, ob es sich jeweils um
erlaubnisfreie oder erlaubnispflichtige Waffen handele, und ob die jeweils verwendete Waffe ,,im legalen oder
illegalen Besitz eines Tatverdichtigen® wire. Eine solche Differenzierung sei fiir die ,,Ableitung polizeilicher
MaBnahmen* aber auch nicht hilfreich, denn schlieBlich sei es immer gesetzeswidrig, wenn bei Straftaten
Schusswaffen eingesetzt wiirden.

Vorbemerkung Minister des Innern und fiir Sport:

Ziel der Landesregierung sowie der Sicherheits- und Waffenbehorden in Hessen ist es, dass kein
ihnen bekannter Extremist iiber eine waffenrechtliche Erlaubnis verfiigt und Umgang mit
Legalwaffen hat.

In Hessen gibt es daher seit Jahren im Rahmen der gesetzlichen Mafigaben eine enge Zusammen-
arbeit zwischen den Waffen- und Sicherheitsbehorden. Sie dient der Zusammenfiihrung,
Auswertung und waffenrechtlichen Bewertung der bei Sicherheits- und Waffenbehdrden
vorliegenden Erkenntnisse. Unter Koordinierung des Hessischen Ministeriums des Innern und fiir
Sport (HMAIS) stellen die hessischen Sicherheitsbehdrden (Landesamt fiir Verfassungsschutz
Hessen und Hessisches Landeskriminalamt) den hessischen Waffenbehdrden alle iibermittlungs-
fahigen Informationen, die insbesondere fiir die waffenrechtliche Beurteilung der Zuverldssigkeit
einer Person relevant sind, zur Verfiigung.

Das Landesamt fiir Verfassungsschutz (LfV) Hessen beurteilt als Fachbehorde nach MaBgabe der
spezialgesetzlichen Vorschriften, ob bei einer Person tatséchliche Anhaltspunkte fiir Bestrebungen
vorliegen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten. Es iibermittelt
eine Gesamtschau der dort vorliegenden extremistischen Erkenntnisse zu einer Person im Rahmen
einer gutachterlichen Stellungnahme an die Waffenbehorden.

Die Waffenbehorden entscheiden ihrerseits jeweils als Fachbehorde nach MaBgabe des geltenden
Waffengesetzes, ob aufgrund der iibermittelten Erkenntnisse eine waffenrechtliche Erlaubnis zu
versagen oder zu entziehen ist und leiten die entsprechenden Schritte ein. Hierbei wird ein
strenger MaBstab angelegt.

Unter Umstinden ist es im Einzelfall nicht moglich, dass alle den Sicherheitsbehdrden vorliegen-
den Erkenntnisse in Ginze gerichtsverwertbar an die Waffenbehorden tibermittelt werden konnen,
so insbesondere bei gesetzlich vorgegebenen Ubermittlungsverboten bzw. eingestuften
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Erkenntnissen. In diesen Fillen erfolgt ein entsprechender Hinweis an die Waffenbehorden.
Sofern sich neue Erkenntnisse ergeben, erfolgt ein entsprechender Nachbericht durch das
LfV Hessen. Zudem wird regelméiBig gepriift, ob neue Erkenntnisse generiert werden konnen.

Seit August 2019 hat das HMdAIS gemeinsam mit dem LfV Hessen, dem Hessischen Landes-
kriminalamt sowie den Waffenbehorden ein neues fachbereichsiibergreifendes elektronisches
Berichtsverfahren eingerichtet, das einer weiteren Intensivierung des fachlichen Austauschs dient.
Hierbei findet unter Federfiihrung des zustindigen Fachreferats im HMJIS eine Zusammen-
fithrung der bei den Sicherheits- und Waffenbehorden vorliegenden Erkenntnissen zu Extremisten
aller Phanomenbereiche und politisch motivierten ,,Straftdtern“ mit waffenrechtlicher Erlaubnis
statt. In diesem Verfahren tiibermitteln zunichst die Sicherheitsbehdrden ihre jeweiligen
Erkenntnisse {iber das Personenpotential dem HMAIS, das diese Mitteilungen nach Abgleich mit
den bisherigen eigenen Erkenntnissen an die Waffenbehorden versendet. Die Waffenbehorden
erginzen zur jeweiligen Person ihre Erkenntnisse, wie etwa die Anzahl und Art der Erlaubnisse,
die Anzahl und Art der Waffen, bereits veranlasste waffenbehdrdliche MaBnahmen, Angaben
iiber den Verfahrensstand oder das Fehlen vorhaltbarer Erkenntnisse. Die Berichtsriicklaufe
werden im HMAIS qualitatsgesichert und aufbereitet. Ziel ist es, dadurch so vielen Extremisten
wie moglich die waffenrechtlichen Erlaubnisse mdglichst schnell zu entziehen bzw. zu versagen.

Eine Aktualisierung des Informationsstands findet halbjihrlich statt. In diesem Zuge wird jeweils
stets das gesamte Personenpotential durch alle Verfahrensbeteiligten iiberpriift.

Mit Wirkung zum 20. Februar 2020 wurde das Waffengesetz (WaffG) durch das 3. Waffenrechts-
anderungsgesetz verschiarft, um den Legalwaffenbesitz von Extremisten zu erschweren,
insbesondere durch die auch von Hessen seit einigen Jahren geforderte Einfiihrung einer Regel-
anfrage nach § 5 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 WaffG sowie einer Regelunzuverlissigkeit bei bloBer Mit-
gliedschaft in einer verfassungsfeindlichen Vereinigung nach § 5 Abs. 2 Nr. 3b WaffG in den
letzten fiinf Jahren. Durch die Regelanfrage nach § 5 Satz 1 Abs. 5 Nr. 4 WaffG muss nun die
zustdndige Waffenbehdrde bei der fiir den Wohnsitz der betreffenden Person zustindigen Verfas-
sungsschutzbehorde anfragen, ob Tatsachen bekannt sind, die nach § 5 Abs. 2 Nr. 2 und 3 WaffG
Bedenken gegen die Zuverlissigkeit begriinden. Zudem ist die zustdndige Verfassungsschutz-
behorde verpflichtet, sofern sie im Nachhinein fiir die Beurteilung der Zuverlédssigkeit nach § 5
Abs. 2 Nr. 2 und 3 WaffG bedeutsame Erkenntnisse erlangt, dies der zustindigen Behorde un-
verziiglich mitzuteilen (sog. Nachberichtspflicht, § 5 Abs. 5 Satz 3 WaffG). Die Regelanfragen
im Rahmen der Zuverldssigkeitsiiberpriifung haben geméB § 4 Abs. 3 WaffG in regelméBigen
Abstinden, mindestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren zu erfolgen.

Die genannten waffengesetzlichen Anderungen tragen dazu bei, dass Extremisten — unabhingig
von ihrer phinomenologischen Zuordnung — waffenrechtliche Erlaubnisse noch effektiver versagt
bzw. entzogen werden koénnen. Trotz der bereits erreichten Verbesserungen der Gesetzeslage hat
Hessen immer wieder gefordert, dass bereits die Speicherung einer Person beim Verfassungs-
schutz die widerlegbare Vermutung der waffenrechtlichen Unzuverldssigkeit begriindet. Hier-
durch wiirden die Waffenbehorden in die Lage versetzt, eine Versagung bzw. Entziehung auch
in den Fillen vorzunehmen, in denen dies derzeit aus rechtlichen Griinden nicht méglich ist.

Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat hat die Arbeiten an dem vorgenannten Entwurf
eines Gesetzes zur Verbesserung waffenrechtlicher Personeniiberpriifungen (BR-Drs. 303/21),
der mit dem Ende der vergangenen Legislaturperiode der Diskontinuitit anheimgefallen war,
wiederaufgenommen. Hessen hatte die darin vorgesehenen MafBnahmen (wie Einbeziehung von
Bundespolizeiprisidium und Zollkriminalamt als Regelabfragebehérden, Ausbau der Abfrage bei
der ortlichen Polizeidienststelle zur echten Regelabfrage, erginzende Abfrage der Polizeidienst-
stellen der Wohnorte der letzten fiinf Jahre, Nachberichtspflicht von ortlicher Polizeidienststelle,
Bundespolizeipréasidium und Zollkriminalamt) im Grundsatz ausdriicklich befiirwortetet. Daher
setzt sich die Hessische Landesregierung weiter mit Nachdruck dafiir ein, dass iiber die genannten
waffengesetzlichen Anderungen hinaus auch die beabsichtigten weiteren, notwendigen Verbesse-
rungen der waffenbehérdlichen Erkenntnisgewinnung im Rahmen der waffenrechtlichen Personen-
tiberpriifungen umgesetzt werden, damit Extremisten nachhaltig und schnell entwaffnet werden
konnen.

Den von den Fragestellern erwihnten Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und
fiir Heimat vom 9. Januar 2023 hat das fiir Waffenrecht zustindige Bundesressort bisher den
Landern nicht im Rahmen einer Beteiligung zur Stellungnahme vorgelegt, da die inhaltliche
Abstimmung hieriiber innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen ist. Die Hessische
Landesregierung hélt es daher weder fiir angezeigt noch sachgerecht, die bekannt gewordenen
Absichten des Bundesinnenministeriums zur Verschirfung des Waffenrechts im Detail zu
bewerten.
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Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1. Wie beurteilt die Landesregierung den Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern und
fiir Heimat (BMI) vom 9. Januar 2023 und besonders die dort vorgesehene erhebliche Ausweitung
der zu beteiligenden Behorden (z.B. Bundespolizei, Landespolizei/Landeskriminalamt, Zoll-
kriminalamt, Gesundheitsamt) und die damit verbundene erhebliche Konzentration respektive
Biindelung von sicherheitsbezogenen und medizinischen Informationen bei den Waftenbehdrden?

Frage 2. Wie beurteilt die Landesregierung die im Referentenentwurf des BMI vorgesehene Pflicht, dass
Personen bei Erstantragsstellung fiir eine Waffenerlaubnis zukiinftig grundsitzlich ein medizinisch-
psychologisches Zeugnis vorlegen miissen/sollen?

Frage 3.  Rechtfertigt in diesem Zusammenhang eine grundsitzlich notwendige Prédvention die intensive
medizinisch-psychologische Ausforschung des Antragstellers, auch wenn keine tatsichlichen
Anhaltspunkte fiir eine psychische Ungeeignetheit fiir den Umgang mit Waffen vorliegen? Hélt die
Landesregierung dies fiir erforderlich und verhéltnismagig?

Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.
Zur Beantwortung wird auf die Vorbemerkung verwiesen.

Frage 4. Ist die Landesregierung der Auffassung, dass in der PKS eine differenzierte Erfassung von
Straftaten mit ,legalen“ und Straftaten mit ,illegalen Waffen* erfolgen sollte, weil die daraus
ableitbaren kriminalstatistischen Prognosewerte wichtige Indikatoren fiir eine Beurteilung der
Notwendigkeit einer allgemeinen Verschdrfung des Waffenrechts sein konnen? Antwort bitte mit
Begriindung.

Frage 5. Wenn ja: Ist Sie der Ansicht, dass ein niedriger Anteilswert von Straftaten mit ,legalen Waffen
die Notwendigkeit einer weiteren allgemeinen Verschirfung des Waffenrechts entfallen liefe, da
der illegalen Beschaffung von Waffen und damit der Begehung von Straftaten mit ,,illegalen®
Waffen nicht mit einer Verschirfung waffenrechtlicher Verwaltungsverfahren begegnet werden
kann?

Frage 6.  Ist die Landesregierung bereit, eine solche differenzierende Erfassung zu veranlassen?

In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) gibt es bei der Erfassung keine Unterscheidung
zwischen ,legalen“ und ,,illegalen“ Schusswaffen. Die PKS erfasst lediglich, ob bei der Begehung
einer Straftat mit einer Schusswaffe ,gedroht bzw. , geschossen“ wurde. Die Erfassung von
Straftaten in der PKS richtet sich nach bundeseinheitlich giiltigen Kriterien. Die Erfassung von
legalen und illegalen Schusswaffen bei der Begehung von Straftaten wird seit lingerem in
Fachgremien erortert. Ein abschlieBendes Ergebnis liegt bislang nicht vor. Dieses ist abzuwarten,
bevor eine sachgerechte Entscheidung hinsichtlich einer differenzierenden Erfassung getroffen
werden kann.

Wiesbaden, 27. Miarz 2023
Peter Beuth



	Kleine Anfrage
	Klaus Herrmann (AfD) und Dirk Gaw (AfD) vom 23.02.2023
	Verschärfung des Waffenrechts – Teil II –  Ausweitung der waffenrechtlich relevanten Informationserhebung,  medizinisch-psychologisches Zeugnis und differenzierende Erfassung von Straftaten mit „legalen“ und „illegalen“ Waffen
	und

	Antwort
	Minister des Innern und für Sport
	Vorbemerkung Fragesteller:
	Vorbemerkung Minister des Innern und für Sport:


	HESSISCHER LANDTAG

